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Siebentes Zusatzprotokoll 
zur Satzung des Weltpostvereins1 

Abgeschlossen in Bukarest am 5. Oktober 2004 
Inkrafttreten für das Fürstentum Liechtenstein: 1. Januar 2006 

Die Bevollmächtigten der Regierungen der Mitgliedsländer des Welt-
postvereins, die zum Kongress in Bukarest zusammengetreten sind, ha-
ben gemäss Art. 30 Abs. 2 der am 10. Juli 1964 in Wien beschlossenen 
Satzung des Weltpostvereins unter dem Vorbehalt der Ratifizierung 
folgende Änderungen der Satzung gebilligt: 

Art. I 

(Abgeänderte Präambel) 

Zur Förderung der Völkerverbindung durch einen erfolgreichen Be-
trieb der Postdienste und der Erreichung der hohen Ziele der internatio-
nalen Zusammenarbeit in kulturellen, sozialen und wirtschaftlichen Be-
langen, haben die Bevollmächtigten der Regierungen der vertragschlies-
senden Länder, unter dem Vorbehalt der Ratifizierung diese Satzung 
verabschiedet: 
1. Die Satzung ist die Basisurkunde des Vereins. Sie enthält die Bestim-

mungen über dessen Aufbau. Gegen die Satzung können keine Vor-
behalte geltend gemacht werden. 

2. Die Allgemeine Verfahrensordnung enthält die Bestimmungen über 
die Anwendung der Satzung und über die Arbeitsweise des Vereins. 
Sie ist für alle Mitgliedsländer verbindlich. Gegen die Allgemeine Ver-
fahrensordnung können keine Vorbehalte geltend gemacht werden. 

 
1 Übersetzung des französischen Originaltextes. 
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3. Der Weltpostvertrag, die Ausführungsbestimmungen Briefpost und die 
Ausführungsbestimmungen Postpakete enthalten die gemeinsamen 
Vorschriften für den internationalen Postdienst sowie die Bestim-
mungen für den Briefpost- und den Postpaketdienst. Diese Vertrags-
werke sind für alle Mitgliedsländer verbindlich. 

4. Die Abkommen des Vereins und deren Ausführungsbestimmungen 
enthalten jene Vorschriften, die - abgesehen vom Briefpostdienst und 
Postpaketdienst - für die sonstigen, von den jeweils teilnehmenden 
Verwaltungen wahrgenommenen Dienste ausschlaggebend sind. Sie 
sind nur für die jeweiligen Signatarländer verbindlich. 

5. Die Ausführungsbestimmungen enthalten die entsprechenden Vor-
schriften über die praktische Durchführung des Vertrages und der Ab-
kommen; sie werden vom Rat für Postbetrieb unter Berücksichtigung 
der vom Kongress gefassten Beschlüsse festgelegt. 

6. Die den in den Abs. 3, 4 und 5 angeführten Vertragswerken des Ver-
eins allenfalls beigefügten Schlussprotokolle enthalten die Vorbehalte 
zu den Bestimmungen der betreffenden Vertragswerke. 

Art. II 

(Neuer Art. 1bis) 

Begriffsbestimmungen 

1. Im Rahmen der Vertragswerke des Weltpostvereins gelten folgende 
Begriffsbestimmungen: 
1.2. Postdienst: Sämtliche Leistungen der Post, deren Umfang von 

den Organen des Vereins festgelegt wird. Die wichtigsten, mit 
diesen Leistungen verbundenen Verpflichtungen bestehen darin, 
bestimmten sozialen und wirtschaftlichen Bestrebungen der Mit-
gliedländer durch Einsammeln, Sortieren, Weiterleiten und Ver-
teilen der Postsendungen zu entsprechen. 

1.2. Mitgliedsland: Land, das die in Art. 2 der Satzung genannten Be-
dingungen erfüllt. 

1.3. Einheitliches Postgebiet (ein und dasselbe Postgebiet): Verpflich-
tung der Vertragsparteien auf wechselseitiger Basis den Austausch 
der Briefsendungen unter Wahrung der Freiheit des Durchgangs 
zu besorgen und Postsendungen, die aus anderen Ländern 
stammen und durch ihr Land geführt werden, unterschiedslos 
als eigene Postsendungen zu behandeln. 
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1.4. Freiheit des Durchgangs: Grundsatz, wonach Zwischenpostver-
waltungen die ihnen von anderen Postverwaltungen im Durch-
gang zugeleiteten Sendungen zu den gleichen Bedingungen wie 
die Sendungen ihrer Inlandsdienste zu bearbeiten und zu beför-
dern haben. 

1.5. Briefsendungen: die im Vertrag beschriebenen Sendungen. 
1.6. Internationaler Postdienst: durch die Vertragswerke geregelte 

Arbeiten bzw. Dienstleistungen der Post. Alle diese Arbeiten 
bzw. Leistungen. 

Art. III 

(Abgeänderter Art. 22) 

Vertragswerke des Vereins 

1. Die Satzung ist die Basisurkunde des Vereins. Sie enthält die Bestim-
mungen über dessen Aufbau. Gegen die Satzung können keine Vor-
behalte geltend gemacht werden. 

2. Die Allgemeine Verfahrensordnung enthält die Bestimmungen über 
die Anwendung der Satzung und über die Arbeitsweise des Vereins. 
Sie ist für alle Mitgliedsländer verbindlich. Gegen die Allgemeine Ver-
fahrensordnung können keine Vorbehalte geltend gemacht werden. 

3. Der Weltpostvertrag, die Ausführungsbestimmungen Briefpost und 
die Ausführungsbestimmungen Postpakete enthalten die gemeinsa-
men Vorschriften für den internationalen Postdienst sowie die Be-
stimmungen für den Briefpost- und den Postpaketdienst. Diese Ver-
tragswerke sind für alle Mitgliedsländer verbindlich. 

4. Die Abkommen des Vereins und deren Ausführungsbestimmungen 
enthalten jene Vorschriften, die - abgesehen vom Briefpostdienst und 
Postpaketdienst - für die sonstigen, von den jeweils teilnehmenden 
Verwaltungen wahrgenommenen Dienste ausschlaggebend sind. Sie 
sind nur für die jeweiligen Signatarländer verbindlich. 

5. Die Ausführungsbestimmungen enthalten die entsprechenden Vor-
schriften über die praktische Durchführung des Vertrages und der 
Abkommen; sie werden vom Rat für Postbetrieb unter Berücksichti-
gung der vom Kongress gefassten Beschlüsse festgelegt. 

6. Die den in den Abs. 3, 4 und 5 angeführten Vertragswerken des Ver-
eins allenfalls beigefügten Schlussprotokolle enthalten die Vorbehalte 
zu den Bestimmungen der betreffenden Vertragswerke. 
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Art. IV 

(Abgeänderter Art. 30) 

Abänderung der Satzung 

1. Die Annahme der dem Kongress vorgelegten Vorschläge zur Abän-
derung der vorliegenden Satzung bedarf der Zustimmung von min-
destens zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitgliedsländer des Ver-
eins. 

2. Die vom Kongress angenommenen Änderungen werden Gegenstand 
eines Zusatzprotokolls und treten, vorbehaltlich eines anderweitigen 
Kongressbeschlusses, zur selben Zeit in Kraft, wie die im Laufe des 
jeweiligen Kongresses erneuerten Vertragswerke. Sie werden so bald 
wie möglich von den Mitgliedsländern ratifiziert; mit den betreffen-
den Ratifizierungsurkunden wird nach Art. 26 verfahren. 

Art. V 

(Abgeänderter Art. 31) 

Abänderung der Allgemeinen Verfahrensordnung, des Vertrages und der 
Abkommen 

1. In der Allgemeinen Verfahrensordnung, im Vertrag und in den Ab-
kommen sind die Bedingungen festgelegt, die bei Annahme der je-
weils einschlägigen Vorschläge eingehalten werden müssen. 

2. Der Vertrag und die Abkommen treten gleichzeitig in Kraft und 
haben dieselbe Geltungsdauer. An dem vom Kongress für ihr Inkraft-
treten festgesetzten Tag treten die entsprechenden Vertragswerke des 
vorangegangenen Kongresses ausser Kraft. 

Art. VI 

Beitritt zum Zusatzprotokoll und zu den anderen Vertragswerken des 
Vereins 

1. Mitgliedsländer, die dieses Protokoll nicht unterzeichnet haben, kön-
nen ihm jederzeit beitreten. 

2. Mitgliedsländer, die Vertragsparteien der vom Kongress erneuerten 
Vertragswerke sind, diese aber nicht unterzeichnet haben, sind ver-
pflichtet, ihnen innerhalb kürzester Frist beizutreten. 
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3. In den Fällen nach Abs. 1 und 2 sind die Beitrittsurkunden dem Ge-
neraldirektor des gefertigt, das im gleichen Masse wirksam und gültig 
ist, als Internationalen Büros zu übermitteln. Ihre Hinterlegung wird 
von diesem den Regierungen der Mitgliedsländer zur Kenntnis ge-
bracht. 

Art. VII 

Inkrafttreten und Geltungsdauer des Zusatzprotokolls zur Satzung des 
Weltpostvereins 

Das vorliegende Zusatzprotokoll tritt am 1. Januar 2006 in Kraft und 
gilt für unbestimmte Zeit. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten der Regierungen der 
Mitgliedsländer dieses Zusatzprotokoll gefertigt, das im gleichen Masse 
wirksam und gültig ist, als wären seine Bestimmungen Bestandteil der 
Satzung selbst; sie haben das Zusatzprotokoll in einer Ausfertigung un-
terzeichnet, die beim Generaldirektor des Internationalen Büros ver-
wahrt wird. Je eine Abschrift davon wird den einzelnen Vertragspartnern 
vom Internationalen Büro des Weltpostvereins übersendet. 

Geschehen zu Bukarest, am 5. Oktober 2004. 

(Es folgen die Unterschriften) 


